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Einsatz des Instruments „Genossenschaft“ bei Projekten, die mit Mitteln der 
Entwicklungshilfe finanziert werden 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit hat mit Schreiben vom 6. März 
1978 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung aufgrund ihrer bisherigen 
praktischen Erfahrungen die sozio-kulturellen Voraussetzungen 
in den verschiedenen Regionen der Dritten Welt für den Ein- 
satz des Instruments „Genossenschaft" in Entwicklungs- 
projekten? 


Der entwicklungspolitische Stellenwert, den die Bundesregie- 
rung der Förderung der Genossenschaften in der Dritten Welt 
beimißt, wird dadurch bestimmt, daß diese zwei zentrale Ent- 
wicklungsfunktionen in der Hand einer Organisation wahr- 
nehmen können: 

— die Selbsthilfebereitschaft der Bevölkerung zu mobilisieren 
und zu organisieren sowie deren Interesse direkt zu fördern, 
und 

— den Mitgliedern die Förderung externer Geber zu vermitteln. 

Die praktischen Erfahrungen der Bundesregierung bei der För- 
derung von Genossenschaften zeigen jedoch, daß sie diese 
Funktionen nur dann auf Dauer erfolgreich wahrnehmen kön- 
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nen, wenn sie sich in ihrer inhaltlichen Zielsetzung und Organi- 
sationsstruktur nicht nur den wirtschaftlichen sondern vor allem 
auch den sozialen und kulturellen Bedingungen der Mitglieder- 
gruppen flexibel anpassen können. Diese generelle Erfahrung 
gilt auch unabhängig von den Verschiedenartigkeiten der Re- 
gionen der Dritten Welt. Gerade von außen initiierte und geför- 
derte Genossenschaften werden von der Basis ihrer Mitglieder 
nur dann akzeptiert und mitgetragen, wenn sie sich mit ihnen 
identifizieren können, wenn sie nicht nur kurzfristige und wo- 
möglich einseitige wirtschaftliche Effekte versprechen, sondern 
auch Lösungen für gesellschaftliche und politische Probleme an- 
bieten. Je stärker dabei im Sinne einer Entwicklung „von oben" 
Vorgaben erfolgen, die den Inhalt und die Form der Organisa- 
tion der Selbsthilfe betreffen, desto geringer und langfristig 
unsicherer ist die angestrebte Mobilisierung der Mitglieder- 
gruppen. 

Die Erfahrung, daß Außenstehende für einzelne Bevölkerungs- 
gruppen keine langfristig erfolgreichen sozioökonomischen 
Organisationen aufbauen können, daß derartige Organisationen 
aus den Gruppen selbst herauswachsen müssen, bestimmt die 
Förderungspolitik in diesem Bereich. So können auch die in 
Europa entwickelten und bewährten Organisationsmodelle der 
Genossenschaften nur sehr bedingt auf die andersartigen wirt- 
schaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse der 
Entwicklungsländer übertragen werden. 

Unsere eigenen Erfahrungen der Genossenschaftsentwicklung 
können daher nicht mehr als eine Orientierung dafür sein, 
welche Bedeutung die Förderung einer langfristig wirksamen 
und organisierten Selbsthilfe gewinnen kann. Dabei soll es so- 
weit wie möglich der Selbstbestimmung und der Organisations- 
fähigkeit der jeweiligen Gruppen in den Entwicklungsländern 
überlassen bleiben, in welcher Form sie ihre Selbsthilfeansätze 
institutionalisieren. 


2. ln welchem Umfang, bei welchen Projekten und in welchen 
Regionen wird zur Organisierung von Interessen und Mitwir- 
kung eines größeren Personenkreises das Instrument der 
„Genossenschaft“ benutzt? 


Aus Bundesmitteln wurden bisher 232 Genossenschaftsprojekte 
in 68 Entwicklungsländern gefördert. Zur Durchführung dieser 
Maßnahmen wurden bis einschließlich 1976 217 660 000 DM be- 
reitgestellt und 173 Sachverständige entsandt. Neben der staat- 
lichen technischen Zusammenarbeit, auf die etwa 50 v. H. des 
Programmvolumens entfällt, beteiligen sich 15 private deut- 
sche Trägerorganisationen an der Förderung des Genossen- 
schaftswesens in der Dritten Welt. Neben den kirchlichen Zen- 
tralstellen für Entwicklungshilfe sind hier bisher vor allem die 
Konrad-Adenauer-Stiftung, die Friedrich-Ebert-Stiftung und die 
Friedrich-Naumann-Stiftung hervorzuheben. Die regionalen 
Schwerpunkte dieses Programms liegen mit rd. 40 v. H. des För- 
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derungsvolumens in Lateinamerika und mit je rd. 30 v. H. in 
Afrika und Asien. Als Schwerpunktlander der Förderung sind 
in Lateinamerika Peru, Brasilien und Guatemala, in Afrika 
Kenia und in Asien Indien zu nennen. Unter sektoralen Ge- 
sichtspunkten ist die Förderung von Genossenschaften im land- 
wirtschaftlichen bzw. ländlichen Bereich hervorzuheben. Zu 
deren Auf- und Ausbau werden rd. zwei Drittel der Förde- 
rungsmittel eingesetzt. Diese Schwerpunktbildung entspricht 
der entwicklungspolitischen Konzeption der Bundesregierung, 
die der Förderung der Agrarentwicklung sektorale Priorität 
beimißt. Sie findet ihre Begründung in der Tatsache, daß nach 
wie vor die Mehrheit der Bevölkerung in den Entwicklungslän- 
dern in der Landwirtschaft ihre Lebensgrundlage finden muß. 
Einen auch in diesem Bereich wirksamen Beitrag zur ländlichen 
Entwicklung zu leisten, bedeutet ebenso, daß die Massenab- 
wanderungen in die Städte und deren Verelendung zumindest 
vermindert werden können. 


3. Nach welchen Prinzipien werden solche Genossenschaften 
organisiert? 

Wie bereits in der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, ist aus den 
bisherigen Förderungserfahrungen abzuleiten, daß sich Genos- 
senschaften dann am ehesten langfristig stabil und erfolgreich 
entwickeln, wenn die Mitgliedergruppen selbst die Bestimmung 
der Inhalte und der Organisationsform der Selbsthilfe überneh- 
men. Daher läßt sich die Frage nach den Prinzipien der Orga- 
nisation von Genossenschaften nicht in einer allgemeingültigen 
Form beantworten. Das bedeutet jedoch nicht, daß in die Förde- 
rungsmaßnahmen der Bundesregierung keine eigenen Zielvor- 
stellungen eingehen, die auch die Organisation von Genossen- 
schaften betreffen. 

Eines der tragenden Prinzipien der entwicklungspolitischen 
Konzeption der Bundesregierung ist die Unterstützung der 
Selbsthilfebereitschaft und Fähigkeit breiter Bevölkerungs- 
schichten der Entwicklungsländer. Da die Genossenschaften auch 
in der Dritten Welt wohl die am häufigsten vertretene Form 
der organisierten Hilfe zur Selbsthilfe darstellen, kommt ihnen 
ein besonderer entwicklungspolitischer Stellenwert zu. In die- 
ser Beurteilung spielen die Erfahrungen beim Auf- und Ausbau 
unseres Genossenschaftswesens eine wichtige Rolle. 

Seit dem Beginn der Industrialisierung in der Mitte des 19. Jahr- 
hunderts haben die Genossenschaften in Deutschland und vielen 
anderen Ländern Europas einen zunehmend wichtigen Beitrag 
zur Wirtschafts- und sozialpolitischen Entwicklung geleistet. Als 
überwiegend nichtstaatlichen Organisationen ist es ihnen ge- 
lungen, einen Großteil der von der Industrialisierung bedroh- 
ten Masse der sozial und wirtschaftlich schwachen landwirt- 
schaftlichen und handwerklichen Klein- und Mittelbetriebe so 
in den Entwicklungsprozeß einzubeziehen, daß sie diesen auch 
aktiv mit gestalten und tragen können. Dazu haben insbeson- 
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dere die wirkungsvollen Verbandsstrukturen beigetragen, die 
das Ergebnis der systematischen Organisierung des Willens zur 
Selbsthilfe sind. Sie sind teilweise heute schon so stark, daß sie 
neben ihrer originären Aufgabe der Förderung der Mitglieder 
mittelbar auch als Träger weiterführender sozial- und wirt- 
schaftspolitischer Entwicklungsprozesse in Ergänzung zu den 
Bemühungen des Staates wirken können. 

Aus diesen Erfahrungen leitet die Bundesregierung die Ziele 
ab, insbesondere die wirtschaftlich und sozialschwachen Bevöl- 
kerungsgruppen der Entwicklungsländer in ihrem Willen und 
ihrer Fähigkeit zur Selbsthilfe so zu stärken, daß sie selbst- 
bestimmte und selbstverwaltete Genossenschaftsorganisationen 
aufbauen können. 


4. Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung bei der Förde- 
rung von Genossenschaften in sozialistischen Ländern der 
Dritten Welt im Hinblick auf die Wahrnehmung kooperativer 
und individueller Rechte durch die Mitglieder von Genossen- 
schaften gemacht? 

Wie in der Antwort zu Frage 1 erwähnt, orientiert sich die För- 
derung der Genossenschaften in den Entwicklungsländern an 
der Erfahrung, daß deren langfristiger Erfolg wesentlich von 
dem Spielraum zur Selbstbestimmung der Ziele und der Orga- 
nisationsform der Selbsthilfe durch die Mitgliedergruppen ab- 
hängt. Eine so orientierte Förderungskonzeption hat um so 
weniger Spielraum je stärker und einschränkender die Vor- 
gaben des Staates für die Organisation von Basisgrüppen aus- 
formuliert sind. Das gilt in der Regel in besonderem Maße für 
die sozialistischen Länder der Dritten Welt. Deshalb verfügt 
die Bundesregierung hier auch über keine verallgemeinerbaren 
Erfahrungen. 


5. In welcher Weise wird sichergestcllt, daß die Mitglieder der 
Genossenschaft ihre korporativen und individuellen Rechte 
wahrnehmen können und auch tatsächlich wahniehmen? 


Die Bundesregierung kann sich nicht in die inneren Angelegen- 
heiten der Entwicklungsländer einmischen und daher auch nicht 
sicherstellen, daß die Mitglieder der Genossenschaft ihre kor- 
porativen und individuellen Rechte wahrnehmen können und 
auch tatsächlich wahrnehmen. Die Bundesregierung fördert hier 
jedoch solche Maßnahmen, die den Genossenschaftsmitgliedern 
das Bewußtsein über die ihnen zustehenden Rechte vermitteln 
und dazu beitragen, daß diese Rechte auch wahrgenommen wer- 
den können. Dazu wird ein breites Spektrum an Förderungs- 
instrumenten eingesetzt, wie z. B. Bildungsmaßnahmen in Semi- 
naren und Gruppendiskussionen, aber auch zunächst extern 
aufgebaute Dienstleistungsorganisationen, die den Genossen- 
schaftsmitgliedern Rechtsschutz und Rechtsbeistand gewähren. 
Der Aufbau dieser Dienstleistungsorganisationen wird so geför- 
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dert, daß sie in späteren Entwicklungsphasen in die Genossen- 
schafts- und deren Verbandsstrukturen integriert werden 
können. 


6. In welcher Weise werden die Mitglieder der Genossenschaft 
über ihre Mitgliedsrechte informiert und darin geschult, solche 
Rechte wirksam wahrzunehmen? 


Neben den fehlenden wirtschaftlichen Voraussetzungen leidet 
die Stabilität und Leistungsfähigkeit vieler Genossenschaften 
in Entwicklungsländern an dem niedrigen Ausbildungsstand 
der Mitglieder und Funktionsträger. Deshalb zählen neben der 
Versorgung mit Kapital insbesondere die Ausbildung und Be- 
ratung aber auch die Entwicklung geeigneter Methoden zur 
Messung erreichter Entwicklungserfolge zu den zentralen In- 
strumenten der Genossenschaftsförderung. Im Rahmen der Aus- 
bildungs- und Beratungsmaßnahmen kommt dabei der Informa- 
tion und Schulung der Mitglieder über ihre Rechte und Pflichten 
der Genossenschaft gegenüber zentrale Bedeutung zu. Aus die- 
ser Erkenntnis heraus hat die Bundesregierung für die Anwen- 
dung dieser zentralen Förderungsinstrumente Grundsätze ent- 
wickelt, die nicht nur auf Genossenschaften sondern auch auf 
andere Selbsthilfeorganisationen angewendet werden können. 


7. Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen geförderter Ent- 
wicklimgshilfeprojekte verstärkt von dem Rechtsinstitut der 
Genossenschaft Gebrauch zu machen, um insbesondere eine 
gleichmäßige Einkommensverteilung, die Beteiligung breiter 
Volksschichten, größere Chancengleichheit sowie sozialen und 
wirtschaftlichen Fortschritt zu fördern? 


Die Bundesregierung ist bereit, verstärkt den Auf- und Ausbau 
des Genossenschaftswesens in den Entwicklungsländern zu för- 
dern. In welchem Umfang dies möglich erscheint, hängt jedoch 
im Rahmen der staatlichen technischen Zusammenarbeit von 
den Förderungsanträgen der Regierungen und im Bereich der 
privaten Träger von deren Zugang zu geeigneten Partnern in 
den Entwicklungsländern ab. Da viele Entwicklungsländer 
selbst ein funktionsfähiges Genossenschaftswesen als beson- 
ders geeignetes Instrument für die Beteiligung sowie den sozia- 
len und wirtschaftlichen Fortschritt breiter Bevölkerungsschich- 
ten und damit dem Abbau ungleicher Einkommensverteilung 
erkannt haben, ist zu erwarten, daß dieser Förderungsbereich 
auch weiterhin an Bedeutung gewinnen wird. 


8. Welche Schwerpunkte wird die Bundesregierung setzen? 

Entsprechend ihrer entwicklungspolitischen Konzeption wird 
die Bundesregierung auch weiterhin den Schwerpunkt der För- 
derungsmaßnahmen im Genossenschaftsbereich im Sektor Land- 
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Wirtschaft und Ernährung suchen. So wird dem Auf- und Aus- 
bau des Genossenschaftswesens gerade in der geplanten ver- 
stärkten Förderung integrierter ländlicher Entwicklungspro- 
gramme eine besondere entwicklungspolitische Aufgabe zu- 
kommen, da sie oft die Nahtstelle zwischen den artikulierten 
Entwicklungsbedürfnissen der Bevölkerungsbasis und Förde- 
rungsbereitschaft externer Geberorganisationen darstellen. Dar- 
über hinaus besteht auch weiterhin das Anliegen, Genossen- 
schaftsentwicklungen überall dort zu unterstützen und zu stär- 
ken, wo sie nachhaltig dazu beitragen können, die Grund- 
bedürfnisse breiter Bevölkerungsgruppen im materiell-wirt- 
schaftlichen sowie auch sozialpolitischen Sinne zu decken. Auf 
die Instrumente der Förderung bezogen bedeutet dies, daß auch 
weiterhin die Schwerpunkte der Maßnahmen auf der anfäng- 
lichen Bereitstellung von Kapital und später der Eröffnung des 
Zugangs zum inländischen Kapitalmarkt sowie auf dem Gebiet 
der Ausbildung und Beratung und nicht zuletzt der Entwicklung 
genossenschaftsintern anwendbarer Methoden der Erfolgsmes- 
sung liegen werden. 


9. ln welcher Weise wird die Bundesregierung der Genossen- 
schaftsresolution der UNO-Vollversammlung vom 30. Novem- 
ber 1976 entsprechen? 


Auf der Grundlage der Resolution 31/37 der 31. Generalver- 
sammlung der VN vom 30. November 1976 hat der General- 
sekretär mit Note vom 4. März 1977 gebeten, über die Erfah- 
rungen zu berichten, die in der Bundesrepublik Deutschland bei 
der Förderung der Genossenschaftsbewegung und der inter- 
nationalen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet gemacht worden 
sind. Auf der Grundlage eines von den VN dazu entwickelten 
Fragebogens hat die Bundesregierung ihre Erfahrungen auf die- 
sem Gebiet dargelegt und im Juni 1977 termingerecht vorgelegt. 


10. Wie gedenkt die Bundesregierung die internationale Koopera- 
tion auf dem Gebiet des Genossenschaftsrechts und des Ge- 
nossenschaftssystems im Rahmen der Entwicklungshilfe zu 
unterstützen? 


Die Bundesregierung wird auch künftig ihre entwicklungspoli- 
tische Konzeption in Abstimmung mit den internationalen 
Organisationen der VN sowie der Europäischen Gemeinschaft 
weiterentwickeln. Dies schließt auch die Unterstützung der 
internationalen Kooperation auf dem Gebiet des Genossen- 
schaftsrechts und des Genossenschaftssystems durch gegensei- 
tige Nutzung von Sachverstand, sowie die gemeinsame Durch- 
führung von Expertenkonferenzen bis hin zur gemeinsamen 
arbeitsteiligen Förderung von Partnern in Entwicklungsländern 
ein. In diese Kooperationsansätze sind auch die internationalen 
Fachorganisationen des Genossenschaftswesens miteinbezogen. 
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11. Welche wesentlichen Punkte wird die Bundesregierung im 
Rahmen des von ihr erbetenen Berichtes an die Vereinten 
Nationen über die Erfahrung bei der Förderung des Genossen- 
schaftswesens darlegen? 


Im Rahmen ihres Berichts an die Vereinten Nationen über die 
Erfahrungen bei der Förderung des Genossenschaftswesens hat 
die Bundesregierung Stellung genommen zu: 

a) der Situation der Genossenschaftsbewegung in der Bundes- 
republik Deutschland, 

b) den Erfahrungen der Bundesrepublik Deutschland bei der 
Förderung der Genossenschaftsbewegungen in den Entwick- 
lungsländern. 
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